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Die Europäische Kommission hat eine Aufforderung zur Stellungnahme gestartet, um Informationen über Umfang und Inhalt

ihrer Überarbeitung der Leitlinien für staatliche Beihilfen für Flughäfen und Luftverkehrsgesellschaften von 2014 (im Folgenden

„Luftverkehrsleitlinien“) zu sammeln (vgl. EU-Kommission – Vertretung in Deutschland – PM vom 27.8.2024). Die Luftverkehrs-

leitlinien legen die Bedingungen fest, unter denen Mitgliedstaaten und lokale Behörden staatliche Beihilfen für Flughäfen und

Fluggesellschaften gewähren können. Mit dieser Initiative sollen die Leitlinien für staatliche Beihilfen im Luftverkehrssektor

überarbeitet undmit den Zielen des Grünen Deals in Einklang gebracht werden. Dabei sollen die Anbindungen gewahrt und der

Wettbewerb im Luftfahrtsektor gefördert werden. Insbesondere ziele die Aufforderung zur Stellungnahme darauf ab: (1) die Ent-

wicklungen auf dem Luftverkehrsmarkt seit der Annahme der Luftverkehrsleitlinien und die Bedürfnisse der Luftverkehrsbran-

che sowie die Entscheidungspraxis der Kommission zu analysieren; (2) zu bewerten, ob die Luftverkehrsleitlinien aktualisiert und

vereinfacht werden sollten, um den Verwaltungsaufwand zu verringern und die Einhaltung der Vorschriften durch die Mitglied-

staaten zu verbessern; (3) zu bewerten, wie die Luftverkehrsleitlinien besser an die Prioritäten des Grünen Pakts für Europa ange-

passt werden können. Die Aufforderung zur Stellungnahme stehe allen offen und ziele darauf ab, Stellungnahmen und Ansich-

ten zu den aktuellen Bedürfnissen im Luftverkehrssektor einzuholen, denen in den überarbeiteten Luftverkehrsleitlinien Rech-

nung getragen werden könnte. Alle interessierten Kreise können ihre Ansichten bis zum 8.10.2024 in jeder EU-Amtssprache auf

dem Portal „Ihre Meinung zählt“ der Kommission veröffentlichen. Die Kommission wird eine öffentliche Konsultation vorberei-

ten, die für das letzte Quartal 2024 geplant ist.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Verpflichtender automatischer Infor-

mationsaustausch über meldepflichtige

grenzüberschreitende Gestaltungen

1. Die Prüfung des Aspekts, auf den sich die

erste Vorlagefrage bezieht, hat nichts ergeben,

was die Gültigkeit der Richtlinie 2011/16/EU des

Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusam-

menarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich

der Besteuerung und zur Aufhebung der Richt-

linie 77/799/EWG in der durch die Richtlinie (EU)

2018/822 des Rates vom 25. Mai 2018 geänder-

ten Fassung im Licht der Grundsätze der Gleich-

behandlung und der Nichtdiskriminierung sowie

der Art. 20 und 21 der Charta der Grundrechte

der Europäischen Union berühren könnte.

2. Die Prüfung der Aspekte, auf die sich die zwei-

te und die dritte Vorlagefrage beziehen, hat

nichts ergeben, was die Gültigkeit der Richtlinie

2011/16 in der durch die Richtlinie 2018/822 ge-

änderten Fassung im Licht des Grundsatzes der

Rechtssicherheit, des in Art. 49 Abs. 1 der Charta

der Grundrechte verankerten Grundsatzes der

Gesetzmäßigkeit in Strafsachen und des durch

Art. 7 der Charta garantierten Rechts auf Ach-

tung des Privatlebens berühren könnte.

3. Die vom Gerichtshof im Urteil vom 8. Dezem-

ber 2022, Orde van Vlaamse Balies u. a. (C-694/

20, EU:C:2022:963 [BB 2022, 2965, Ls.]), festge-

stellte Ungültigkeit von Art. 8ab Abs. 5 der

Richtlinie 2011/16 in der durch die Richtlinie

2018/822 geänderten Fassung im Licht von

Art. 7 der Charta der Grundrechte gilt nur für

Personen, die ihre beruflichen Tätigkeiten unter

einer der in Art. 1 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie

98/5/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 16. Februar 1998 zur Erleichterung

der ständigen Ausübung des Rechtsanwaltsbe-

rufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in

dem die Qualifikation erworben wurde, aufge-

führten Berufsbezeichnungen ausüben.

4. Die Prüfung der Aspekte, auf die sich die

fünfte Vorlagefrage bezieht, hat nichts ergeben,

was die Gültigkeit der Richtlinie 2011/16 in der

durch die Richtlinie 2018/822 geänderten Fas-

sung im Licht des durch Art. 7 der Charta der

Grundrechte garantierten Rechts auf Achtung

des Privatlebens berühren könnte.

EuGH, Urteil vom 29.7.2204 – C-623/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1985-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Dokumentation des Zustellungs-

datums in einem vomRA abgegebenen elek-

tronischen Empfangsbekenntnis auch in

Handakte

Ein Rechtsanwalt muss Vorkehrungen dafür tref-

fen, dass ein Zustellungsdatum, das in einem von

ihm abgegebenen elektronischen Empfangsbe-

kenntnis eingetragen ist, auch in seiner – noch in

Papierform geführten – Handakte dokumentiert

wird. An die Zustellung anknüpfende Fristen

müssen anhand der Angaben im elektronischen

Empfangsbekenntnis berechnet werden.

BGH, Beschluss vom 29.5.2024 – I ZB 84/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1985-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Partnerschaftsgesellschaft – Folgen

der Einberufung zur Gesellschafterver-

sammlung durch Unbefugten

Bei der Partnerschaftsgesellschaft führt die Ein-

berufung durch einen Unbefugten zur Unwirk-

samkeit der Einladung und zur Nichtigkeit der

auf der Gesellschafterversammlung gefassten

Beschlüsse.

BGH, Urteil vom 16.7.2024 – II ZR 100/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1985-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Fristversäumnis eines Rechtsanwalts

wegen im Büro vergessenem Büroschlüssel

und Anforderungen an Darlegungen

Ist ein Rechtsanwalt nicht in der Lage, die Bü-

roräume seiner Kanzlei zu betreten, weil er

den Büroschlüssel im Büro vergessen hat, be-

darf eine ein Verschulden des Rechtsanwalts

an einer Fristversäumnis ausschließende Darle-

gung Ausführungen dazu, dass und aus wel-

chen Gründen keine der naheliegenden Mög-

lichkeiten, innerhalb der noch zur Verfügung

stehenden Frist einen Zugang zu den Büroräu-

men zu ermöglichen oder einen anderen

Rechtsanwalt mit der Vornahme der fristwah-

renden Handlung zu beauftragen, einen Erfolg

gehabt hätte.

BGH, Beschluss vom 11.7.2024 – IX ZB 31/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1985-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Geltendmachung von Ansprüchen, die

sich gegen einen Sonderverwalter richten,

der zur Prüfung und Durchsetzung von An-

sprüchen gegen einen Verwalter eingesetzt

wurde

Ansprüche, die sich gegen einen Sonderverwal-

ter richten, der zur Prüfung und Durchsetzung

von Ansprüchen gegen einen Verwalter einge-

setzt wurde, können nur von einem neuen Ver-

walter oder einem weiteren Sonderverwalter

geltend gemacht werden.

BGH, Urteil vom 11.4.2024 – IX ZR 148/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1985-5

unterwww.betriebs-berater.de
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